Runder Tisch für Gerechtigkeit Frieden und Bewahrung der Schöpfung im Dekanat Koblenz

An das Haus Wasserburg

Vallendar

Koblenz, den 9.1. 07

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir haben uns für die Familie Yildirim eingesetzt und uns intensiv mit der Abschiebung der Familie Yildirim aus dem Koblenzer Kirchenasyl beschäftigt. Wir protestieren gegen die Einladung von Herrn Innenminister Bruch zur Diskussion über das Thema „Kirchenasyl – im Rechtsstaat noch notwendig?“

Innenminister Bruch trägt eine entscheidende Mitverantwortung für den Bruch des Kirchenasyls. Die dadurch entstandenen Wunden sind noch nicht vernarbt, als dass sich das Verhältnis schon jetzt wieder normalisieren könnte. 

Zudem ist die Veranstaltung von der Ankündigung her ganz auf Innenminister Bruch zugeschnitten:

Das Wichtigste scheint nicht das Thema zu sein, sondern der Tatsache, dass der Minister, der den Bruch des Kirchenasyls zu verantworten hat, „zu Gast im Dekanat Koblenz“ ist. Auch die Formulierung des Themas greift konsequent die These von Minister Bruch und anderer Politiker auf, Kirchenasyl sei im Rechtsstaat nicht mehr nötig. Dabei ist gerade im Namen des Rechtsstaats massives Unrecht an drei Kindern und ihren Eltern, aber auch gegenüber der Kirche geschehen. Der Staat müsste sich von der Kirche hinterfragen lassen und nicht die Kirche vom Staat. 

Die im Einladungstext aufgeworfenen Fragen abstrahieren vom konkreten Fall und vom konkreten Unrecht. Wie schnell kann mit dem Rücken zu den Opfern eines vermeintlich rechtsstaatlichen Handelns über die Opfer hinweg zur Tagesordnung übergegangen werden! Auf einmal geht es nur noch um das Verhältnis von Kirche und Staat im Blick auf das Kirchenasyl. Wenn es wirklich die Absicht gewesen sein sollte, vom konkreten Fall abzusehen, warum wurde dann ausgerechnet der für den konkreten Fall wesentlich verantwortliche Innenminister eingeladen? Wenn es um den konkreten Fall gehen sollte, warum sind dann die beteiligten Gruppen und Initiativen, die sich engagiert und zu Wort gemeldet haben, nicht auf dem Podium vertreten?

Dass auch der Staat die Vorgänge um die Abschiebung nicht vergessen hat und keineswegs auf ‚Versöhnung’ aus ist, zeigt die Tatsache, dass gegen eine Mitarbeiterin und einen Mitarbeiter aus dem Unterstützerkreis ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde, das – entgegen der sonst üblichen Praxis – vom Staatsanwalt persönlich geleitet wird. Spätestens diese neue Maßnahme macht deutlich, dass es dem Staat darum geht, ein Exempel zu statuieren. Statt Herrn Bruch ein Podium zu bieten, wäre Solidarität mit den eigenen Leuten angesagt. 

Wie sehr aber alles um Innenminister Bruch kreist, zeigt, dass offensichtlich auch am Ende der Einladung noch einmal betont werden muss, dass „der Innenminister sein Kommen zugesagt“ hat, bevor erst dann die anderen Podiumsteilnehmer vorgestellt werden. Damit wird ihnen die Rolle von Statisten zugewiesen. Alles dreht sich um den Innenminister. Das weckt den Verdacht, dass Haus Wasserburg den Bruch des Kirchenasyl und das Schicksal der Opfer für seine Interessen als Bildungsträger instrumentalisiert. Mit dem Innenminister und den entsprechenden Formulierungen lässt sich ‚Quote’ machen.

Der Gipfel der Geschmacklosigkeit ist der Veranstaltungsort. Aus der einen Kirche lässt Innenminister Bruch mit Polizeigewalt eine kurdische Familie abschieben und die andere Kirche bietet ihm Raum zur Selbstdarstellung.

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Weinowski   

